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SPRUCH 

Freiheit ist ein Gut, dessen Dasein weniger Vergnü-

gen bringt als seine Abwesenheit Schmerzen. 

Jean Paul; 1763 – 1825, deutscher Dichter 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  

Nachweisgesetz – Änderungen seit 
dem 1.8.2022 

 
In Deutschland ist im sog. Nachweisgesetz geregelt, wel-

chen Informations- und Dokumentationspflichten Arbeitge-

ber nachkommen müssen. Zum 1.8.2022 kamen einige Er-

gänzungen hinzu und die neue Fassung gilt ab diesem Zeit-

punkt für alle Neueinstellungen. Zusätzlich sind nun fol-

gende Punkte schriftlich zu dokumentieren:  

• jeweils getrennte Angaben zu den unterschiedlichen 

Bestandteilen des Arbeitsentgelts (Zusammensetzung 

und Höhe sowie Überstundenvergütungen, Zu-

schläge, Zulagen, Prämien und Sonderzahlungen) 

und Art und Fälligkeit der Auszahlungen 

• das Enddatum oder bei einem befristeten Arbeitsver-

hältnis die Dauer 

• die vereinbarte Arbeitszeit, vereinbarte bzw. vorgese-

hene Ruhepausen und Ruhezeiten 

• bei Schichtarbeit die Art des Schichtsystems, der 

Schichtrhythmus und die Voraussetzungen für 

Schichtänderungen 

• falls vereinbart, die Möglichkeit zur Überstundenan-

ordnung und deren Voraussetzungen 

• bei Vereinbarung einer Probezeit deren Dauer 

 
 



 

 

• ggf. freie Wahl des Arbeitsorts durch den Arbeitneh-

mer 

• wenn der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer eine be-

triebliche Altersversorgung über einen Versorgungs-

träger zusagt, der Name und die Anschrift dieses 

Versorgungsträgers, wenn nicht der Versorgungsträ-

ger dazu verpflichtet ist, den Arbeitnehmer selbst zu 

informieren 

• ein etwaiger Anspruch auf Fortbildung, die durch den 

Arbeitgeber zur Verfügung gestellt wird 

• das bei der Kündigung des Arbeitsverhältnisses vom 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer einzuhaltende Verfah-

ren, mindestens das Schriftformerfordernis und die 

Fristen für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses 

sowie die Frist zur Erhebung einer Kündigungs-

schutzklage 

Bereits am ersten Tag muss die Niederschrift mit den Na-

men und den Anschriften der Vertragsparteien, Informatio-

nen zum Arbeitsentgelt und seiner Zusammensetzung sowie 

über die Arbeitszeiten vorliegen. Nur die restlichen Nach-

weise dürfen innerhalb der folgenden sieben Kalendertage 

noch nachgereicht werden. Bei einem bestehenden Arbeits-

verhältnis vor dem 1.8.2022 muss der Arbeitgeber ebenfalls 

schriftlich über die wesentlichen Arbeitsbedingungen infor-

mieren, sofern vom Arbeitnehmer gewünscht. 
 
 

Familienrecht/Erbrecht 
 
Keine vollständige Privatsphäre bei Ge-
trenntleben   

 
In einem von den Richtern des Oberlandesgerichts 
Bamberg am 1.4.2022 entschiedenen Fall lebte ein 
Ehepaar getrennt in der Ehewohnung (200 m2 Wohn-
fläche und 1.800 m2 Grundstück).   
 
 
 
 
 
 



 

 

Die Frau beantragte nach drei Monaten die Zuweisung 
der Wohnung zur alleinigen Nutzung, da sie das Zu-
sammenleben mit ihrem Mann innerhalb eines Hauses 
für unzumutbar hielt. Sie verlangte eine umfassende 
Privatsphäre und wollte ferner wissen, wann sich ihr 
Ehemann im gemeinsamen Haus aufhalten wird.  
 
Leben die Ehegatten voneinander getrennt oder will 
einer von ihnen getrennt leben, so kann ein Ehegatte 
verlangen, dass ihm der andere die Ehewohnung oder 
einen Teil zur alleinigen Benutzung überlässt, soweit 
dies auch unter Berücksichtigung der Belange des an-
deren Ehegatten notwendig ist, um eine unbillige 
Härte zu vermeiden.  
 
Ein Anspruch auf vollumfängliche Privatsphäre in der 
gesamten Ehewohnung sowie auf Kenntnis der Anwe-
senheitszeiten des anderen Ehegatten besteht wäh-
rend des Getrenntlebens innerhalb der Ehewohnung 
nicht. Das würde den anderen Ehepartner unzumut-
bar in seinem freien Nutzungsrecht einschränken. Die 
Frau hatte somit vor Gericht keinen Erfolg. 
 

Sonstiges 
 

Auszahlung der Energiepreispauschale ab 

September 

  

Zum zweiten Entlastungspaket, welches die Regierung 
auf den Weg gebracht hat, gehört die Energiepreis-
pauschale (EPP), die die stark gestiegenen Energie-
kosten abmildern soll. Es handelt sich dabei um einen 
Betrag von 300 €, der jedem anspruchsberechtigten 
deutschen Bürger einmalig ausgezahlt werden soll, 
unabhängig von Vermögen oder Familienstand.  
 
Zu den Anspruchsberechtigten gehören unbeschränkt 
Steuerpflichtige, die Einkünfte aus Land- und Forst-
wirtschaft, aus Gewerbebetrieb, aus selbstständiger o-
der nicht selbstständiger Tätigkeit erzielen. Inzwi-
schen wurde entschieden, dass auch die sog. „Mi-
nijobber“ die EPP erhalten dürfen.  



 

 

Keinen Anspruch auf die Auszahlung haben dagegen 
Arbeitslose, Studierende und Empfänger von Versor-
gungsbezügen wie z.B. Pensionäre oder Rentner. 
Wenn diese allerdings daneben noch einer aktiven Be-
schäftigung nachgehen, entsteht dadurch ein An-
spruch auf die EPP.  
 
Die Auszahlung erfolgt in der Regel im September 
2022 für diejenigen durch den Hauptarbeitgeber, die 
am 1.9.2022 in einem ersten Dienstverhältnis mit 
Steuerklasse I bis V stehen oder als geringfügig Be-
schäftigte tätig sind. Es handelt sich hierbei grund-
sätzlich um zusätzlichen steuerpflichtigen Arbeitslohn, 
der allerdings nicht sozialversicherungspflichtig ist.  
 
Es ist keine Voraussetzung, dass am 1.9.2022 ein ak-
tives Beschäftigungsverhältnis vorliegt. Ein Anspruch 
auf die EPP entsteht auch dann, wenn irgendwann im 
Jahr 2022 ein solches vorlag. Die Auszahlung erfolgt 
dann allerdings erst mit Abgabe der Einkommensteu-
ererklärung 2022 und der entsprechenden Einkom-
mensteuerfestsetzung. Selbiges Verfahren gilt für die 
Steuerpflichtigen, die hauptsächlich Gewinneinkünfte 
erzielen und keine Vorauszahlungen entrichten. Leis-
ten Steuerpflichtige Vorauszahlungen, erfolgt die Be-
rücksichtigung der EPP dadurch, dass der Vorauszah-
lungsbetrag des 3. Quartals entsprechend vermindert 
wird. Liegt der Vorauszahlungsbetrag allerdings unter 
300 €, wird der Vorauszahlungsbetrag auf 0 € gemin-
dert. Den restlichen Betrag erhalten die Anspruchsbe-
rechtigten über die Einkommensteuerveranlagung.  


